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Rüsselsheim, den 17.06.2019 
 
 
 
 

NIEDERSCHRIFT 

 
der öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

 
vom Donnerstag, den 16.05.2019 um 18:00 Uhr 

 
 

 „A“ 
 

TOP 1 Genehmigung der letzten Niederschrift 
 
Gegen die Niederschrift über die letzte Sitzung der Stadtverordnetenversammlung werden 
keine Einwände erhoben. Sie wird einstimmig genehmigt. 
 
 

TOP 2 Anträge zur Verweisung: 
 
c) Antrag der CDU-Fraktion – Antrag Nr. 43 – Gemeinsamer Betrieb einer 
„Innenstadtwache“ durch Stadt- und Landespolizei 
 
Herr Stadtv. Krug beantragt, die Textpassage zu Pkt. 2 des Antrages: „Es ist erklärtes Ziel 
der Stadtverordnetenversammlung…“, zu ändern. 
 
Die CDU-Fraktion ändert den Text zu Pkt. 2 ihres Antrages wie folgt ab: 
„Es ist erklärtes Ziel der CDU-Fraktion….“ 
 
Herr Stadtv. Vogt beantragt Einzelabstimmung zu dem Verweisungsantrag Nr. 43. 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung, 

den Antrag der CDU-Fraktion – Antrag Nr. 43 – mit der vg. Änderung zu Pkt. 2 an 

den Magistrat und die zuständigen Fachausschüsse zur weiteren Bearbeitung zu 

verweisen. 
 
a) Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke/Liste Solidarität und 
FWR/FNR – Antrag Nr. 41 – Transparentes und partizipatorisches Verfahren zur 
Namensfindung für die Großsporthalle 
b) Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke/Liste Solidarität und 
FWR/FNR – Antrag Nr. 42 – Gemeinwesen-Projekt „Quartiersmanagement Berliner 
Viertel“ – und Projekt „Gemeindeschwester 2.0“ 
d) Antrag der Fraktion WsR – Antrag Nr. 44 – Maßnahmen zur Verbesserung der Park- 
und Lärmsituation im Bereich des Sportplatzes des VfR 
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Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung, 

die Anträge Nr. 41, 42 und 44 an den Magistrat und die zuständigen 

Fachausschüsse zur weiteren Bearbeitung zu verweisen. 
 
 

TEIL I 
 

TOP 3 Kulturkonferenz 2018 - Bericht des Magistrats zur Kenntnisnahme 

DS-Nr. 505/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Bericht des Magistrates zur 
Kulturkonferenz 2018 – DS 505/16-21 – zur Kenntnis, gemäß Beschlussempfehlung des 
Kultur-, Schul- und Sportausschusses. 
 

 

TOP 4 Berichtswesen gemäß Schutzschirmgesetz (SchuSG) zum 28.02.2019 

-Bericht des Magistrates zur Kenntnisnahme 

DS-Nr. 506/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Bericht gemäß Schutzschirmgesetz 
(SchuSG) zum 28.2.2019 – DS 506/16-21 – zur Kenntnis. 
 

 

TOP 5 Rechenschaftsbericht des Seniorenbeirats 2018 

Bericht des Magistrats zur Kenntnisnahme 

DS-Nr. 507/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Rechenschaftsbericht 2018 des 
Seniorenbeirats – DS 507/16-21 – zur Kenntnis.  
 

 

TOP 6 Einführung inklusiv arbeitender Kooperationsklassen  

-Bericht des Magistrats zur Kenntnisnahme 

Bezug: DS 383/11-16 Schulentwicklungsplanung für die Stadt 

Rüsselsheim 2014-2019 

DS 186/16-21 Einführung Inklusiv arbeitende Kooperationsklassen an 

der Eichgrundschule 

DS-Nr. 511/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass 
 
1. die Schulkonferenz und die Gesamtkonferenz der Eichgrundschule sich gegen 
 die Einrichtung einer inklusiv arbeitenden Kooperationsklasse an ihrer Schule 
 ausgesprochen haben. 
 
2. das Thema „Inklusiv arbeitende Kooperationsklassen“ in die Erarbeitung des 
 neuen Schulentwicklungsplanes 2019 – 2024 einfließen wird. 
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TOP 7 Schulentwicklungsplanung für die Stadt Rüsselsheim am Main 2019-

2024 

DS-Nr. 509/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Schulentwicklungsplanung für die Stadt 
Rüsselsheim am Main 2019 – 2024 – DS 509/16-21 – zur Kenntnis, gemäß 
Beschlussempfehlung des Kultur-, Schul- und Sportausschusses. 
 

 

TOP 8 Planung der Versorgung mit Betreuungsplätzen für unter Dreijährige 

2019/2020 

DS-Nr. 512/16-21 
 

Zur DS 512/16-21 – Planung der Versorgung mit Betreuungsplätzen für unter Dreijährige 
2019 / 2020 – nimmt die Stadtverordnetenversammlung die Ziffern A.1. bis A.9. zur 
Kenntnis und beschließt die Ziffer B.1. einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung, gemäß 
Beschlussempfehlung des Sozial-, Integrations- und Jugendausschusses. 
 

 

TOP 9 Planung der Versorgung mit Betreuungsplätzen für Kinder ab drei 

Jahren bis zum Schuleintritt 2019/2020 

DS-Nr. 513/16-21 
 

Zur DS 513/16-21 – Planung der Versorgung mit Betreuungsplätzen für Kinder ab drei 
Jahren bis zum Schuleintritt 2019/2020 – nimmt die Stadtverordnetenversammlung die 
Ziffern A.1. bis A.9. zur Kenntnis und beschließt die Ziffern B.1. bis B.3. einstimmig bei 1 
Stimm-Enthaltung, gemäß Beschlussempfehlung des Sozial-, Integrations- und 
Jugendausschusses. 
 

 

TOP 10 Planung der Versorgung mit Betreuungsplätzen für Grundschulkinder 

2019/2020 

DS-Nr. 514/16-21 
 

Auf der Grundlage der geänderten Beschlussempfehlung des Sozial-, Integrations- und 
Jugendausschusses (neu eingefügt: Ziffer B.4.) zur DS 514/16-21 – Planung der 
Versorgung mit Betreuungsplätzen für Grundschulkinder 2019/2020 – nimmt die 
Stadtverordnetenversammlung die Ziffern A.1. bis A.5. zur Kenntnis und beschließt die 
Ziffern B.1. bis B.4. einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung. 
 

 

TOP 11 Verbindliche Bauleitplanung 

Bebauungsplanverfahren Nr. 71, „Innenstadt-Nord, Schäfergasse“ 

Hier: Auslegungsbeschluss gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung 

der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB am Verfahren 

DS-Nr. 517/16-21 
 

Zur DS 517/16-21 – Bebauungsplanverfahren Nr. 71, „Innenstadt-Nord, Schäfergasse“; 
Hier: Auslegungsbeschluss gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB am Verfahren – beschließt die 
Stadtverordnetenversammlung die Ziffern 1. bis 5. einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung, 
gemäß Beschlussempfehlung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses. 
 



- Seite 4 - 

 

Öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 16.05.2019 Seite 4 

 

TOP 12 Französische kulinarische Woche am Main im Sommer 

Bezug: Antrag Nr. 34 der SPD-Fraktion vom 18.09.2018 

DS-Nr. 502/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die DS 502/16-21 – Französische 
kulinarische Woche am Main im Sommer; Bezug: Antrag Nr. 34 der SPD-Fraktion vom 
18.09.2018 – einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung, gemäß Beschlussempfehlung des 
Kultur-, Schul- und Sportausschusses.  
 

 

TOP 13 Umzug einer ehrenamtlichen Fahrradwerkstatt für Geflüchtete in die 

Asylbewerberunterkunft Hans-Sachs-Straße 86 

DS-Nr. 515/16-21 
 

Zur DS 515/16-21 – Umzug einer ehrenamtlichen Fahrradwerkstatt für Geflüchtete in die 
Asylbewerberunterkunft Hans-Sachs-Straße 86 – nimmt die Stadtverordnetenver-
sammlung die Ziffern A.1. bis A.3. zur Kenntnis und beschließt die Ziffer B. einstimmig bei 
1 Stimm-Enthaltung, gemäß Beschlussempfehlung des Sozial-, Integrations- und 
Jugendausschusses. 
 

 

TOP 14 Nachbenennung von Mitgliedern für die Schulkommission 

Bezug: DS 61/16-21 - Bildung der Schulkommission 

DS-Nr. 503/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die DS 503/16-21 – Nachbenennung von 
Mitgliedern für die Schulkommission; Bezug: DS 61/16-21 – Bildung der Schulkommission 
– einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung, gemäß Beschlussempfehlung des Haupt- und 
Finanzausschusses. 
 

 

TOP 15 Nachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes des 

Jugendhilfeausschusses für die Wahlperiode 2016 - 2021 

hier: Stellvertretung für Die Linke/Liste Solidarität Fraktion 

DS-Nr. 508/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die DS 508/16-21 – Nachwahl eines 
stellvertretenden Mitgliedes des Jugendhilfeausschusses für die Wahlperiode 2016 – 
2021; hier: Stellvertretung für Die Linke/Liste Solidarität Fraktion – einstimmig bei  
1 Stimm-Enthaltung, gemäß Beschlussempfehlung des Sozial-, Integrations- und 
Jugendausschusses. 
 

 

TEIL II 
 

TOP 16 Ergänzung der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 

DS-Nr. 457b/16-21 
 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst mit 39 Ja-Stimmen bei 4 Stimm-Enthaltungen 
folgenden Beschluss: 
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1.  In der am 14.03.2019 beschlossenen Haushaltssatzung 2019 wird der bisherige § 6 
(Stellenplan) zu § 7. 

 
2.  Die Haushaltssatzung 2019 wird um einen neuen § 6 wie folgt ergänzt: 
 
 „Es gilt das von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene 

Haushaltssicherungskonzept.“ 
 

 

TOP 17 Antrag der Fraktionen FWR/FNR, FDP und CDU - Vorstellung und 

Aushändigung der Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnung zum Neubau 

eines Betriebshofes für den Städteservice Raunheim/Rüsselsheim  
 
Zum beigefügten Antrag der Fraktionen FWR/FNR, FDP und CDU – Vorstellung und 
Aushändigung der Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnung zum Neubau eines Betriebshofes 
für den Städteservice Raunheim/Rüsselsheim – liegt ein Ergänzungsantrag des Stadtv. 
Herrn Prof. Dr. Flörsheimer vom 13.05.2019 vor. Dieser ist ebenfalls in der Anlage 
beigefügt. 
 
Abstimmung über den Ergänzungsantrag des Herrn Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer vom 
13.05.2019: 
 
Der Ergänzungsantrag des Herrn Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer: 
 
„2. Die Berechnungen sind bis zum 18. Juni mit Hilfe der aktuellen Baukosten und 
 Erkenntnisse auf den heutigen Stand fortzuschreiben.“ 
 

wird mit 21 Nein-Stimmen bei 21 Ja-Stimmen abgelehnt. 
 
Abstimmung über den Antrag der Fraktionen FWR/FNR, FDP und CDU – Vorstellung und 
Aushändigung der Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnung zum Neubau eines Betriebshofes 
für den Städteservice Raunheim/Rüsselsheim: 
 
Der Antrag der Fraktionen FWR/FNR, FDP und CDU: 
 
„1. Der Magistrat stellt unverzüglich, spätestens jedoch am 18. Juni 2019, in  
 einer Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses die 2017 an ihn 
 gegangene Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnung zum Neubau eines 
 Betriebshofes vor und stellt die dazu an ihn gegangenen Unterlagen 
 vollumfänglich mit der Einladung zur Sitzung den Ausschussmitgliedern zur 
 Verfügung.“ 
 

wird einstimmig beschlossen. 
 
Protokollnotiz: 
Herr Stadtv. Tollkühn ist bei der Diskussion und Abstimmung über den TOP 18 nicht im 
Sitzungssaal anwesend. 
Herr Stadtv.Vorsteher Grode teilt mit, dass in Absprache mit der Raunheimer 
Stadtverordnetenvorsteherin Frau Heike Blaum voraussichtlich im September 2019 eine 
gemeinsame Sitzung der beiden Stadtverordnetenversammlung von Raunheim und 
Rüsselsheim zur Thematik „Städteservice AöR“ stattfinden wird. 
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TOP 18 Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke/Liste 

Solidarität und FW/FNR - Vorlage verschiedener Unterlagen und 

Analysen hinsichtlich der Standortfrage Städteservice 

Raunheim/Rüsselsheim 
 
Es liegt der beigefügte Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke/Liste Solidarität und FW/FNR – Vorlage verschiedener Unterlagen und Analysen 
hinsichtlich der Standortfrage Städteservice Raunheim/Rüsselsheim – vor. 
 
Es wird Einzelabstimmung beantragt zu den Punkten des Antrages. 
 
Abstimmung über den Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke/Liste Solidarität und FW/FNR – Vorlage verschiedener Unterlagen und Analysen 
hinsichtlich der Standortfrage Städteservice Raunheim/Rüsselsheim: 
 
Abstimmung zu Pkt. 1.): 
 
Pkt. 1.) des Antrages: 
 
„Der Magistrat der Stadt Rüsselsheim wird beauftragt: 
 
1.) Der Städteservice Raunheim/Rüsselsheim ist aufzufordern, die Mengen der un- 
 terschiedlichen Wertstofffraktionen sowie das aktuelle Preis- bzw. Gebühren- 
 modell umgehend an die AWS zu übermitteln, damit die beschlossene wirt- 
 schaftliche Vergleichsrechnung unterschiedlicher Wertstoffhofkonzepte erfolgen  
 kann.“ 
 

wird mit 24 Ja-Stimmen bei 18 Nein-Stimmen beschlossen. 
 
Abstimmung zu Pkt. 2.): 
 
Pkt. 2.) des Antrages: 
 
„Der Magistrat der Stadt Rüsselsheim wird beauftragt: 
 
2.) Der mögliche Standort an der Kläranlage ist vor dem Hintergrund möglicher Er- 
 weiterungserfordernisse der Kläranlage, dem Schallschutz für die benachbarten 
 Wohnlagen (mit und ohne Wertstoffhof) sowie der Leistungsfähigkeit der Ver- 
 kehrsanbindung, zu prüfen.“ 
 

wird einstimmig beschlossen. 
 
Abstimmung zu Pkt. 3.): 
 
Pkt. 3.) des Antrages: 
 
„Der Magistrat der Stadt Rüsselsheim wird beauftragt: 
 
3.) Für den Standort an der Kläranlage sind die Gesamtinvestitionskosten zu ermit- 
 teln. Es ist die Variante mit einem Wertstoffhof und ohne Wertstoffhof gesondert 
 darzustellen.“ 
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wird einstimmig beschlossen. 
 
Abstimmung zu Pkt. 4.): 
 
Pkt. 4.) des Antrages: 
 
„Der Magistrat der Stadt Rüsselsheim wird beauftragt: 
 
4.) Für die grundhafte Modernisierung und Sanierung des Standorts Johann- 
 Sebastian-Bach-Straße sind die Gesamtinvestitionskosten zu ermitteln. Es sind  
 die Varianten mit Wertstoffhof und ohne Wertstoffhof darzustellen.“ 
 

wird mit 28 Ja-Stimmen bei 14 Nein-Stimmen beschlossen. 
 
Abstimmung zu Pkt. 5.): 
 
Pkt. 5.) des Antrages: 
 
„Der Magistrat der Stadt Rüsselsheim wird beauftragt: 
 
5.) Es ist grundsätzlich darzustellen, wie die Finanzierung der Investitionen erfol- 
 gen soll und welche Auswirkungen dies auf den städtischen Haushalt hat.“ 
 

wird einstimmig beschlossen. 
 
Abstimmung zu Pkt. 6.): 
 
Pkt. 6.) des Antrages: 
 
„Der Magistrat der Stadt Rüsselsheim wird beauftragt: 
 
6.) Es werden Beispielrechnungen für die Bepreisung des zukünftigen Leistungska- 
 talogs bei Realisierung des neuen Standorts (mit und ohne Wertstoffhof) für  
 Rüsselsheim mit unterschiedlichen Eigenkapitalannahmen, inkl. einer Variante,  
 die kein Eigenkapital vorsieht, vorgelegt. Gleiches ist auch für einen moderni- 
 sierten Standort Johann-Sebastian-Bach-Straße zu erstellen.“ 
 

wird einstimmig beschlossen. 
 
Protokollnotiz: 
Herr Stadtv. Tollkühn ist bei der Diskussion und Abstimmung über den TOP 18 nicht im 
Sitzungssaal anwesend. 
 
 

TOP 19 Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke/Liste 

Solidarität und FWR/FNR - Auswirkungen der Novellierung der HBO 

hinsichtlich Garagen, Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellplätze 

für Fahrräder auf die Stadt Rüsselsheim am Main 
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Es liegt der beigefügte Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke/Liste Solidarität und FWR/FNR – Auswirkungen der Novellierung der HBO 
hinsichtlich Garagen, Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellplätze für Fahrräder 
auf die Stadt Rüsselsheim am Main – vor. 
 
Frau Stadtv. Schmitz-Henkes teilt für die Antrag stellenden Fraktionen mit, dass der 
Antrag zurückgezogen wird, da für die Juni-Runde eine Drucksache zu der Thematik 
vorliegt. 
 
 

TOP 20 Antrag der Fraktionen FWR/FNR, FDP und CDU - 

Parkzeitbeschränkungen in der Straße "Am Borngraben" 

TOP 21 Antrag der Fraktion WsR - Aufhebung des Beschlusses der 

Stadtverordnetenversammlung vom 13.12.2018 zur DS 369/16-21 - 

Änderung der Gebührensatzung der Parkgebühren 
 

Es liegen die nachfolgend aufgeführten und in der Anlage beigefügten Anträge vor: 
 

 Antrag der Fraktionen FWR/FNR, FDP und CDU – Parkzeitbeschränkungen in der 
Straße „Am Borngraben“ 
 

 Antrag der Fraktion WsR – Aufhebung des Beschlusses der 
Stadtverordnetenversammlung vom 13.12.2018 zur DS 369/16-21 – Änderung der 
Gebührensatzung der Parkgebühren. 

 
Die Antrag stellenden Fraktionen erklären, dass sie die beiden Anträge zu einem 
gemeinsamen Antrag zusammenfassen, mit folgendem Wortlaut: 
 
Die Formulierung des jeweiligen Punkt 1 der beiden Anträge entfällt und wird durch 
folgenden Text ersetzt: 
 
„1. Die Regelungen mit Parkscheiben werden außer Vollzug gesetzt, außer 
 am Berliner Platz.“ 
 
Als Punkt 2. wird die Formulierung des Pkt. 2 des WsR-Antrages übernommen: 
 
„2. Der Magistrat erarbeitet gemeinsam mit den Anwohnerinnen und Anwohnern 
 in den betroffenen Gebieten eine neue Satzung und legt diese zu den HH  
 Beratungen 2020 der Stadtverordnetenversammlung vor.“ 
 
Als Punkt 3. wird die Formulierung des Pkt. 2 des Antrages der Fraktionen FWR/FNR, 

FDP und CDU übernommen, mit einer Ergänzung (fett): 
 
„3. Gewerbetreibende, die Anlieger an Straßen und Plätzen mit Parkzeitbe- 
 schränkungen sind, erhalten zwei Parkausweise, die nicht kennzeichengebunden 

 sind, sondern auf den Betrieb ausgestellt sind. Parkausweise für Gewerbe- 

 treibende sind kostenfrei.“ 
 

Im Laufe der Diskussion wird der neu formulierte Punkt 1. ergänzt (fett, unterstrichen): 
 
„1. Die Regelungen mit Parkscheiben gemäß DS 369/16-21 werden außer 
 Vollzug gesetzt, außer am  Berliner Platz.“ 
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Herr Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer stellt folgenden Änderungsantrag zu dem neu 
formulierten Pkt. 1.: 
 
„Die Parkscheibenregelung ist auch am Berliner Platz außer Kraft zu setzen.“ 
 
Nach eingehender Diskussion stellt Herr Stadtv. Metz den Antrag zur Geschäftsordnung 
auf Ende der Debatte und sofortiger Abstimmung. 
 

Dem Antrag zur Geschäftsordnung des Herrn Stadtv. Metz wird mit großer Mehrheit 

zugestimmt. 
 
Abstimmung über den Änderungsantrag des Herrn Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer zu dem 
neu formulierten Pkt. 1.: 
 
Der Änderungsantrag des Herrn Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer zu dem neu formulierten 
Pkt. 1.: 
 
„Die Parkscheibenregelung ist auch am Berliner Platz außer Kraft zu setzen.“ 
 

wird mit der Mehrheit der Nein-Stimmen bei 1 Ja-Stimme abgelehnt. 
 
Abstimmung über die geänderte Formulierung der beiden zusammengefassten Anträge 
der Fraktionen FWR/FNR, FDP, CDU und WsR: 
 
Die Zusammenfassung der beiden Anträge der Fraktionen FWR/FNR, FDP, CDU und 
WsR mit folgenden Text: 
 
„1. Die Regelungen mit Parkscheiben gemäß DS 369/16-21 werden außer 
 Vollzug gesetzt, außer am  Berliner Platz. 
 
„2. Der Magistrat erarbeitet gemeinsam mit den Anwohnerinnen und Anwohnern 
 in den betroffenen Gebieten eine neue Satzung und legt diese zu den HH  
 Beratungen 2020 der Stadtverordnetenversammlung vor. 
 
„3. Gewerbetreibende, die Anlieger an Straßen und Plätzen mit Parkzeitbe- 
 schränkungen sind, erhalten zwei Parkausweise, die nicht kennzeichengebunden 

 sind, sondern auf den Betrieb ausgestellt sind. Parkausweise für Gewerbe- 

 treibende sind kostenfrei.“ 
 

wird mit 22 Nein-Stimmen bei 19 Ja-Stimmen und 2 Stimm-Enthaltungen abgelehnt. 
 
 

TOP 22 Abschaffung Raucherpausen 

Bezug: Haushaltsbegleitantrag Nr. 69 der WsR-Fraktion zum Haushalt 

2018 

DS-Nr. 501/16-21 
 

Zu der Thematik liegt der beigefügte Antrag der Fraktion Die Linke/Liste Solidarität vor. 
 
Abstimmung über den Antrag der Fraktion Die Linke/Liste Solidarität: 
 



- Seite 10 - 

 

Öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 16.05.2019 Seite 10 

Der Antrag der Fraktion Die Linke/Liste Solidarität: 
 
„Die SVV fordert den Magistrat auf, seinen Beschluss zu revidieren und die bisherige 
Regelung für Raucherpausen in der Verwaltung beizubehalten.“ 
 

wird mit 28 Nein-Stimmen bei 7 Ja-Stimmen und 2 Stimm-Enthaltungen abgelehnt. 
 
 
Die DS 501/16-21 wird wie folgt zur Kenntnis genommen: 
 

Kenntnisnahme: 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass der Magistrat 

beschlossen hat, die bislang geübte Praxis, Raucherpausen ohne Zeiterfassung als 
Arbeitszeit gelten zu lassen, zum Ende des 1. Quartals 2019 abzuschaffen. 

 
2. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass der 

Haushaltsbegleitantrag Nr. 69 der WsR-Fraktion vom 19.02.2018 umgesetzt wird 
und somit erledigt ist. 

 

 

TOP 23 Anfragen und Mitteilungen 
 
Es liegt die beigefügte Anfrage der Fraktion WsR vom 01.05.2019 „Bericht des 
Oberbürgermeisters zum aktuellen Bearbeitungsstand der Beschlüsse der 
Stadtverordnetenversammlung aus dem November 2016 zum Themenkomplex „Ordnung, 
Sicherheit und Sauberkeit“ in der Rüsselsheimer Innenstadt“ vor. 
 
Die Anfrage wird von Herrn Oberbürgermeister Bausch ausführlich beantwortet. 
 
Herr Stadtv. Metz bittet darum, den Bericht des Oberbürgermeisters schriftlich zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Frau Stadtv. Steinborn erklärt, dass die umfängliche Anfrage der Fraktion WsR den 
Rahmen des TOP „Anfragen und Mitteilungen“ überfordert. Sie bittet darum, solche 
Anfragen künftig anders zu handhaben bzw. zur schriftlichen Beantwortung einzureichen. 
Frau Stadtv. Steinborn weist auf das diesjährige „Stadtradeln“ hin, das zum 01.06.2019 
beginnt, und bittet um rege Teilnahme. 
 
Herr Stadtv. Metz fragt nach einem aktuellen Sachstandsbericht zum „Rescue Day“. 
Frau Hartung, Fachbereichsleiterin Bürgerservice und Wahlen, teilt mit, dass eine Anfrage 
des Vereins gestellt wurde, die Veranstaltungsfläche vom Mainvorland auf den Verna-
Park auszudehnen. Dem konnte nicht stattgegeben werden. Dies wurde dem Verein 
mitgeteilt. Hierzu gab es von Vereinsseite bis heute keine Rückmeldung. 
 
Herr Stadtv. Stahl spricht die Wohnungs- und Bauplatznot im Stadtteil Bauschheim an 
und fragt nach dem Sachstand zu den Baugebieten „Steinkaute“ und „Rheingauer Straße“ 
(ehemaliges Kita-Gelände). 
 
Herr Oberbürgermeister Bausch antwortet, dass für das Baugebiet „Steinkaute“ derzeit die 
Erschließungsmaßnahmen erfolgen. 
Hinsichtlich des Sachstandes zum Baugebiet „Rheingauer Straße“ wird er nachfragen. 
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Frau Stadtv. Boukayeo moniert, dass der am 3.11.2016 von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossene Antrag „Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 
in der Rüsselsheimer Innenstadt“ bis heute nicht umgesetzt wurde. 
Sie fragt des Weiteren nach Terminen bzw. einem Zeitfenster für die Sitzungen des 
Präventionsrates. 
 
Herr Oberbürgermeister Bausch teilt mit, dass die erste Zusammenkunft des 
Präventionsrates im Laufe der nächsten vier Wochen erfolgt. 
 
Herr Stadtv. Walczuch fragt nach dem Sachstand zum beschlossenen Ersatzneubau der 
Georg-Büchner-Schule. 
 
Herr Stadtrat Kraft teilt mit, dass dieses Projekt im Rahmen einer mittelfristigen 
Finanzplanung realisiert wird. Derzeit haben andere Projekte Priorität. 
 
Frau Stadtv. Tancik fragt nach dem Termin einer Sitzung der interfraktionellen 
Arbeitsgruppe Grundschule Königstädten. 
 
Herr Stadtrat Kraft antwortet, dass ein Termin mit allen Beteiligten in den nächsten zwei 
bis vier Wochen koordiniert wird. 
 
Herr Stadtv.Vorsteher Grode bedankt sich beim Ältestenrat für die Teilnahme an der 
Aktion „Wählen gehen“ im Vorfeld der anstehenden Europawahl, die 
öffentlichkeitswirksam in der Presse Niederschlag gefunden hat. 
 
Herr Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer gibt eine persönliche Erklärung ab und thematisiert den 
kürzlichen Vorfall der Schießerei in Rüsselsheim. 
Im Laufe des Redebeitrages  von Herrn Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer weist Herr 
Stadtv.Vorsteher Grode ihn darauf hin, dass der Inhalt seiner Erklärung nicht als 
persönliche Erklärung anzusehen ist und entzieht im das Wort. 
Herr Stadtv. Prof. Dr. Flörsheimer protestiert dagegen. 
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